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«Waswir brauchen, sind bessere
Arbeitsbedingungen und faire
Löhne», fasste SP-Nationalrätin
Sarah Wyss zusammen, was für
die Linke an diesem 1. Mai im
Fokus stand, «nicht morgen,
sondern gestern.» Der Mindest-
lohn von 23 Franken, über den
am 13. Juni in Basel abgestimmt
wird, soll Tatsache werden.

Basta-Grossrätin Heidi Mück
bezeichnete es als «empörend»,
dass über diesen Mindestlohn
noch gestrittenwerde. «Als ob ein
Leben in Würde Verhandlungs
sache ist», sagte sie hinter einem
Transparent von Basta mit der
Botschaft: «Werwenigerverdient,
ist früher tot.» Letztlich bestimm-
ten die persönlichen finanziellen
Mittel sowohl Bildungschancen
Wohnsituation, Gesundheit als
auch Lebenserwartung.

Diskreditierung der Kritik?
Rund 2000 Personen zogen am
Samstag von derMesse zumBar-
füsserplatz. Eine namentlich un-
bekannte Frau einer «Recherche-
undDokumentationsgruppe zum
Bundesasyllager Basel» positio-
nierte unterwegs ihresgleichen
zu einem aktuellen Thema.

Im Verlauf der letzten Woche
wurde bekannt, dass eine Mit-
arbeiterin des Staatssekretariats
fürMigration (SEM) gewaltsame
Handlungen gegen ihre Katze
sowie Manipulationen an den
Bremsen ihres Autos angezeigt
hatte. «Wir können uns entgegen
der medialen Berichterstattung
nicht vorstellen, dass Personen
aus linken, sozialen Bewegungen
solcheTaten begehen», sagte die
unbekannte Demonstrantin über
Lautsprecher. Es zähle nicht zu
deren Methoden, unbeteiligte

Personen zu gefährden oder
Tieren Schmerzen zuzufügen.
«Das SEM», folgerte die Spreche-
rin, «nutzt diese Situation für die
Diskreditierung derKritik an den
Bundesasyllagern.»

Ausschreitungen im Park
Der grössteTeil derDemonstran-
ten ging vom Barfüsserplatz
weiter in Richtung Rhein, der
Schwarze Block voraus. Im
St.-Johann-Park sei es gemäss
«20 Minuten» zu Ausschreitun-
gen gekommen.Demonstranten
hätten Flaschen gegen Polizei-
autos geworfen. Im Park sei es
zu einemHandgemenge gekom-
men, einige Demonstranten sei-
en aufeinander losgegangen.Die
Polizei verstärkte darauf ihre Prä-
senz. Unterwegswurden zudem
einige Sprayereien und Trans
parente angebracht.

Die übrigen Teilnehmenden
hörten sich auf dem Barfüsser-
platz die Reden von Politikerin-
nen undGewerkschafter an.Ben-
jamin Plüss, Präsident des Bas-
ler Gewerkschaftsbunds, sagte,
er habe in Corona-Zeiten gelernt,
bezahlteArbeitwerde der Bevöl-
kerung als höchstes Gut verkauft.
«Während unser soziales Leben
und die kulturellen Veranstal-
tungen für die Bekämpfung die-
ser schlimmen Pandemie sofort
auf Eis gelegt wurden, musste
die Leistung bei derArbeit gleich
bleiben – oder die Ansprüche
stiegen sogar massiv.»

Wäre bezahlteArbeit tatsäch-
lich das höchste Gut «unseres
Systems», müssten die Arbeits-
bedingungen über allem stehen.
Der Mindestlohn müsse unbe-
dingt realisiert werden,weshalb
die Befürworter die kommenden

sechs Wochen Vollgas geben
müssten. Plüss ergänzte: «Der
Mindestlohn kann nur der An-
fang sein.» Quasi zu Gast war
Anna StrahmvomKlimabündnis
Basel. Sie nutzte die Plattform,
um für die Klimagerechtigkeits-
initiative Basel 2030 dieWerbe-
trommel zu rühren.Die Initiative
verlangt,dassTreibhausgasemis
sionen bis 2030 in Basel netto
null erreichen und dieses Ziel in
der Basler Verfassung verankert
wird. Langfristig, so Strahm,
solle ein tiefgreifender, gesamt-
gesellschaftlicher Systemwandel
erreicht werden. Oder: «Ent
fesselter Kapitalismus, unbe-
grenztes Wirtschaftswachstum,
patriarchale gesellschaftliche
Strukturen, die Ausbeutung von
Menschen und Natur stehen
einer zukunftsfähigen und ge-
rechten Gesellschaft imWeg.»

«Grün lackierte» Konzerne
Auch aus den Reihen der Demo-
TeilnehmendenwurdeKritik laut.
Bemängeltwurde, Pharmaunter-
nehmen würden dank staatlich
gestützter ForschungMilliarden-
gewinne absahnen,während das
Pflegepersonal unter unwürdi-
gen Arbeitsbedingungen leide.
Andere monierten, Konzerne
würden «grün lackiert», wäh-
rend die Zerstörung der Natur
weiter beschleunigt und Klima-
aktivisten kriminalisiertwürden.

Als Erstes jedoch gelte es den
Mindestlohn anzugehen, waren
sichMück, Plüss undWyss einig.
Sarah Wyss betonte, «es darf
nicht länger sein, dassMann und
Frau nicht von ihrerArbeit leben
können».

Daniel Aenishänslin

«Wer weniger verdient, ist früher tot»
1. Mai in Basel Rund 2000 Demonstrierende machten sich
am Tag der Arbeit für den Mindestlohn stark.

Der Demonstrationszug bestand aus einer Mischung verschiedener Gruppierungen. Foto: Dominik Plüss

Kurt Tschan

EndeApril hat das Bundesgericht
ein Urteil zugunsten des geplan-
ten Windparks Sainte-Croix
gefällt.Dieses könnte bei derUm-
setzung derEnergiestrategie des
Bundes wegweisend sein. Die
Richter wiesen Bedenken im
Zusammenhang mit Fragen des
Natur- und Landschaftsschutzes
zurück. Das massgebende Recht
lassegewisseBeeinträchtigungen
schützenswerter Biotope zu, so-
fern sie unvermeidbar seien, das
Vorhaben imöffentlichen Interes
se liege undnicht an andererStel-
le durchgeführt werden könne.

Die Kehrichtbeseitigung Lau-
fental-Schwarzbubenland (Kelsag)
in Liesberg, die den Gemeinden
des Schwarzbubenlandes sowie
des Laufentals gehört,macht sich
aufgrund des Urteils nun Hoff-
nungen, ihre geplante Fotovol-
taikanlage in der ehemaligenDe-
ponie «HintermChestel» in Lies-
berg gegen den Widerstand von
Naturschützern durchsetzen zu
können.Die Kelsag argumentiert,
ihre Anlage trage dazu bei, die
Energiestrategie des Bundes um-
zusetzen. Unterstützung sie von
der Standortgemeinde Liesberg.

«Es ist eine Grundsatzfrage»
Im letzten Juni haben die Stimm-
berechtigten demTeilzonenplan
«Hinterm Chestel» zugestimmt
und damit auch dem Bau einer
freistehenden Fotovoltaikanlage.
Grünen Kreisen ist der erneuer-
bareDeponiestromaber einDorn
im Auge. Im Genehmigungs
verfahren haben sich der Basel-
landschaftliche Natur- und Vo-
gelschutzverband (BNV), Birdli-
fe sowie der WWF Region Basel
in gleichlautenden Einwänden
zu Wort gemeldet. Sie fordern,

dass das Gebiet ebenso als ge-
schütztes Naturobjekt ausgewie-
sen wird wie die umliegenden,
noch nicht geschützten Wald-
und Offenlandflächen.

Ein Zusammenhangmit dem
Bundesgerichtsurteil zumWaadt-
länderWindpark lasse sich nicht
herstellen, findet JostMüller, Ge-
schäftsführer des WWF Region
Basel. «Darum geht es nicht», ist
er überzeugt. Vielmehr gehe es
um die zentrale Frage, ob man
verfügte und gesetzlich verlangte
ökologischeWiederherstellungs-
beziehungsweise Ersatzmass-
nahmen einfach nachAbschluss
einesVorhabens nicht umsetzen
müsse. «Es ist eine Grundsatz-
fragefürdieNaturschutzgebung»,
ist er überzeugt.

Anliegen wurde ignoriert
Müller verweist darauf, dass die
ökologischenErsatzmassnahmen
als Ausgleich für die langjährige
Deponieaufschüttungverstanden
werdenmüssten. Diese seien so-
gar mehrfach behördlich verfügt
worden. Da dieser ökologische
Ersatz die Aufwertung und Ver-
netzung der gesamten Deponie-
oberfläche verlange, wäre diese
mit der geplanten grossflächigen
Installation und Beschattung
durch die Anlage nicht mehr er-
füllt.DerKelsag seimehrfachmit-
geteiltworden, «dass für die Ein-
griffe zumindest ein ökologischer
Ersatz für den nicht erbrachten
Ersatz» zu leisten sei. «Dieses
Anliegenwurde nicht aufgenom-
men», sagt Müller.

Davon abgesehen liege keine
Standortevaluation für die frei-
stehendeAnlagevor. In unmittel-
barer Umgebung seien Dächer
auch grossflächigvorhanden.Die-
se seien gemäss Bundesvorgaben
zu priorisieren. Da entsprechen-

deAbklärungen für eine allfällige
Nutzung fehlten, sei eine Beurtei-
lung des Projekts gar nicht mög-
lich. Die planerischen Voraus
setzungen seien schlicht nicht
erfüllt.Müllerwirft derKelsag zu-
demvor, die Zusammenarbeit für
die Evaluation von Ersatzflächen
ausgeschlagen zu haben.

WWFund der BNVunterstüt-
zen nach eigenenAngaben Foto-
voltaik. Dies dürfe aber nicht auf
Kosten derNatur gehen. Freiste-
hende Solaranlagen entsprächen
zudemnicht einem haushälteri-
schen Umgang mit dem Boden.
Deshalb gehörten sie primär
auf die Dächer. «Das Verständi-
gungsgesprächmit den Einspre-
chern im letzten November ist
leider erfolglos geblieben», sagt
der Geschäftsführer der Kelsag,
Edmund Frey Kuron. Die Kelsag
habe denNaturschutzverbänden
angeboten, das Projekt aktiv zu
begleiten.Dies habeman auch in
der Vergangenheit beim Rekul-
tivierungsprogramm der De-
ponie so gehandhabt. DiesesAn-
gebot sei aber abgelehntworden,
bedauert Frey.

Regierungsrat entscheidet
Die Kelsag ist im Laufental nicht
nur im Bereich der Kehrichtent-
sorgung ein Vorzeigebeispiel.
Schon früh haben dieAktionärs-
gemeinden begonnen, Ökologie
mit dem eigentlichen Kernge-
schäft zu koppeln. 2012 wurde
eine grosse Fotovoltaikanlage
auf demHallendach des Dienst-
leistungszentrums erstellt. Seit-
demwird dort Strom für 120 Ein-
familienhäuser hergestellt. Ein
Jahr zuvorwar eine Biogasanlage
gebaut worden, die ebenfalls
grüne Energie erzeugt.

ImMai dürfte der Baselbieter
Regierungsrat über die neuen
Teilzonenvorschriften entschei-
den. Sagt er Ja, könnten 5000 So-
larmodule auf Ständern fixiert
werden. Mit der 2,5 Millionen
Franken teurenAnlage liesse sich
Strom für 450 Einfamilienhäuser
produzieren. Während die Kel-
sag das Waadtländer Bundes
gerichtsurteil für das eigene
Vorhaben positiv gewichtet, er-
warten die Einsprecher, dass der
Regierungsrat den Auflagen sei-
ner eigenenBehördenNachdruck
verleiht.DieVorgaben einerBau-
bewilligung hätten zu gelten,
sagtMüller. Dabei handle es sich
nämlich um keine freiwilligen
Empfehlungen.

In Liesberg schöpft
man neueHoffnung
Streit um Sonnenenergie Weil ökologische Ersatzmassnahmen
fehlen, kämpfenWWF und andere Naturschutzverbände gegen
eine geplante Fotovoltaikanlage der Kelsag in Liesberg.

ANZEIGE

Die ehemalige Deponie der Kelsag in Liesberg. Foto: Pino Covino

«Mit dem CO2-Gesetz sorgen wir
dafür, dass künftige Generationen die
gleichen Lebensbedingungen haben.»
Petra Gössi
Nationalrätin, SZ
Präsidentin FDP.Die Liberalen
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Lieber Jürg,
als wir uns erstmals im
dunklen Redaktionsgang der
alten «National-Zeitung»
am Aeschenplatz begegneten,
trugst du einen dicken Norwe-
gerpullover. Handgestrickt. Es
war Sommer. Und wie immer
stickig heiss auf der Redaktion.
Du lachtest mich an. Holtest
Anlauf. Stelltest dich vor:
«Jürg Meyer …» Dann wieder
das Lachen in den Augen. Und
du tipptest auf den wollenen
Pulli: «Von meiner Mutter …»

Schon bald war mir klar:
Äusserlichkeiten liessen dich
kalt. Du gabst nichts auf Kittel
und Krawatte – das war das
Outfit der politischen Redakto-
ren (es gab noch keine -Innen)
der frühen 1970-er. Du aber
warst einfach du: Jürg Meyer
im Strickpullover. Mit diesen
immer lachenden Augen. Und
mit dem grossen Herzen für
Gerechtigkeit.

Du hast in der Zeitung über die
Geschäfte des Grossen Rats

geschrieben (auch dort: im
Pullover). Daneben hast du
im «Ratstübli» schriftlich
Ratschläge an Mieter verteilt
(die Mietpolitik war ein wichti-
ger Teil deines politischen
Lebens) – aber wenn es darum
ging, über ein spektakuläres
Thema in der Sozialpolitik
einen Kommentar zu schreiben,
drängten sich die Herren (noch
immer keine Damen) in der
Redaktion vor. Schoben dich
auf die Seite. Und hauten selber
in die Tasten. Sie hatten das
Renommee – du aber die
Erfahrung.

Es war dann Toya Maissen,
deine politische Mistreiterin,
die sich für dich starkmachte
und dafür schaute, dass du
zumindest den Mindestlohn
bekommst. Denn du hast wohl
«Gerechtigkeit für alle» gross-
geschrieben. Und dich auch
immer für die Schwachen
eingesetzt. Für dich selber aber
hast du nie kämpfen können.
Gut. Brauchtest du auch nicht
– denn du warst Jürg Meyer.

Von den Intellektuellen belä-
chelt – von den sozial Schwa-
chen geliebt. Es kümmerte dich
beides nicht – immer nur das
eine: dasWohlergehen aller
Menschen. Du hast Zähne
gezeigt, wenn das soziale Netz
Löcher zeigte. Und du hast
diese Löcher immerwieder zu
flicken versucht.

Natürlich warst du «der rote
Jürg». SPler mit Leib und Herz.
Linksdenker. Aber du warst
auch das soziale Gewissen
dieser Partei – du warst au-
thentisch. Denn du wusstest,
wovon du schriebst. Jeden Tag
sahst du die Ungerechtigkeiten
um dich herum. Du wurdest
mit den Problemen der Rand-
ständigen direkt konfrontiert
– denn du warst nie ein
Schreibtisch-Politiker. Auch
keiner, der das Kopfnicken
seiner Parteigenossen suchte.
Du warst vielmehr mitten im
Leben derjenigen, denen es
mies ging. Und denen du
mitunter die letzte Hoffnung
warst.

Als 1974 wieder einmal über
eine Überfremdungsinitiative
abgestimmt werden musste,
hast du mich bei meiner Ehre
gepackt: «Du kannst politisch
nicht immer abseitsstehen – tu
etwas!» Zusammen haben wir
eine Serie geschrieben, in der
wir den Lesern die Angst vor
dem «Fremden» nehmenwoll-
ten. Und ausländische Familien
porträtierten – um zu zeigen:
Sie leben wie du und ich. Es
sind einfach nur Menschen …

Du hast viel für deine Partei
getan – aber du bist auch von
den anderen Lagern respektiert
und für deine Arbeit bewundert
worden. Es war deine «Echt-
heit», diese Authentizität, die
dir von links bis rechts Respekt
einbrachte.

Das Reden hat dir Mühe
bereitet – der Kampf, für
andere da zu sein, nicht. Da
konntest du laut werden – in
deiner stillen Art.

Von 2007 bis 2020 bist du
dann für die SP in diesem Rat
gesessen, über den du in
jungen Jahren geschrieben
hast. Du hast dich auch hier
gegen Ungerechtigkeiten
eingesetzt – und hast aufge-
deckt, dass in einem reichen
Land Ungerechtigkeit herr-
schen kann, so wie du es
bereits mehr als 30 Jahre zuvor
in deinem Buch «Armut in der
Schweiz» beschrieben hast.

Eine kleine Szene hat mir,
als du jung auf der Redaktion

warst, gezeigt, wie bei Jürg
Meyer das «soziale Herz»
schlägt: Du hast immerwieder
Randständige in deinem klei-
nen Büro empfangen, um ihre
Sorgen anzuhören. Und die
Menschen zu beraten. Meistens
ging es um Geld.

Eine Familie war eines Tages
ebenfalls bei dir. Ich weiss
nicht, worum es ging – aber
du hast dein Portemonnaie
geöffnet. Und ihnen geholfen.
«Kannst du das abrechnen?»,
habe ich später naiv gefragt.
Und wieder haben deine Augen
gelächelt: «Wer helfen kann,
darf nicht abrechnen …»

Du hast uns verlassen – mit dir
geht ein politisches Stück
«Anstand und Menschlichkeit»
über den Regenbogen. Ich
werde nicht nur deinen Pullo-
ver vermissen – wir alle trauern
durch deinen Tod dem sozialen
Gewissen und der politischen
Anständigkeit nach …

-minu

«Du konntest laut werden – in deiner stillen Art»
Nachruf Jürg Meyer (82), promovierter Jurist, SP-Grossrat und langjähriger Redaktor der «Basler Zeitung»,
hat sich ein Leben lang für die sozial Schwachen eingesetzt. Am 28. April ist er verstorben.

Dina Sambar

Herrisch und prächtig gekleidet
steht Christoph Kolumbus mit
seinerHellebarde vor einerGrup-
pe Eingeborener. Diese sind fast
nackt und wirken etwas einge-
schüchtert. Trotzdem huldigen
sie demoffensichtlichmächtigen
MannmitwertvollenGeschenken.
Der Kupferstich von Theodor de
Bry ist eine Bildikone. KeinWun-
der, taucht er auch in mehreren
in Basel gebräuchlichen Lehr-
mitteln zur Illustration der «Ent-
deckung Amerikas» auf.

«Die Schulbücher sind im
Kern rassistisch», sagten zwei
Bildungsexpertinnen im «Blick»,
nachdem sie neun Deutsch- und
Geschichtsbücher unter die Lupe
genommen hatten. Gemeintwa-
ren damit auch Illustrationenwie
der Kolumbus-Kupferstich.

«Weglassen ist keine Lösung»
Doch was ist verkehrt an dem
historischen Bild? Muss man
problematische Bilder und Tex-
te austauschen? Oder noch radi-
kaler: Soll derKanton alle betrof-
fenen Lehrmittel ganz aus dem
Verkehr ziehen? «Nein», sagtAle-
xandra Binnenkade vom Päda-
gogischen Zentrum des Basler
Erziehungsdepartementes. Die
promovierte Historikerin ist sel-
ber Lehrmittelautorin, unterrich-
tet angehende Lehrpersonen und
forscht zum Thema Lehrmittel.
In ihrem aktuellen Blog kommt
sie mit ihrem Kollegen Bryan
Stutz zum Schluss: «Weglassen
ist keine Lösung. Im Gegenteil.»

Trotzdem findet auch sie das
Bild problematisch, sollte es un-
kommentiert im Raum stehen
bleiben.Die Darstellung sei nicht
nur falsch, sondern auch stark
hierarchisierend: «Kolumbus,der
Eroberer, steht im Zentrum. Die
Eingeborenen drängen sich am
Rand des Bildes und sind kaum

voneinander zu unterscheiden.»
Die Platzierung zeige klar, wer
wichtig und wer unwichtig ist.
Die Nacktheit wiederum sei in
der westlichen Bildsprache ein
Zeichen der Unterwerfung und
der fehlenden Macht. «Das Pro-
blem ist nicht, dass die Eingebo-
renen kaumetwas anhaben. Ent-

scheidend ist der Gegensatz von
Kolumbus prächtiger Sonntags-
uniform», sagtAlexandraBinnen
kade. Obwohl Kolumbus gerade
monatelang unter rauesten Be-
dingungen auf See verbrachte
hat, ist er herausgeputzt, alswür-
de er vor die spanische Königin
treten.

«Wir sehen hier nicht die Szene,
wie sie sich tatsächlich abge-
spielt hat, sondern wie sie sich
Theodor de Bry hundert Jahre
später vorgestellt hat», sagt die
Historikerin.Werde das Bild un-
reflektiert als Illustrationverwen-
det,würden die Kinder jedoch da-
von ausgehen, dass es sich ge-

nauso abgespielt habe. «Man
muss deshalb hinterfragen, für
wen eine Darstellung angefertigt
wurde. In den Bildern ist immer
auch ein Teil Propaganda ver-
packt. Aus Sicht der Inselbe
wohner würde die Landung des
Kolumbuswohl ganz anders aus-
sehen.» Problematisch sei übri-

gens auch der Begriff der «Ent-
deckung» Amerikas. «Amerika
wurde nicht entdeckt, sondern
gewaltvoll erobert. Dieser Begriff
widerspiegelt nurdieTätersicht.»

Laut Alexandra Binnenkade
gibt es unzählige solcher Bilder
undTexte inunserenLehrmitteln,
das hänge mit unseren gesell-
schaftlich rassistischen Struktu-
ren zusammen.Die Bücher seien
deshalb nicht rassistisch, trotz-
dem sei Rassismus durch solche
Bilder und Texte in sehr vielen
Lehrmitteln vorhanden.Das gel-
te es anzuerkennen – aber eben
nicht zu verbieten.

Die Erinnerung an das Ge-
schehene dürfe nicht verschwin-
den. «Die Passagenmüssen aber
zwingend in einen Kontext ge-
bracht werden, sonst prägen die
falschen Darstellungen unsere
Vorstellung derEreignisse», sagt
Alexandra Binnenkade.Das gelte
auch für die schrecklichenHolo-
caust-Fotos, auf denen die Opfer
herabgewürdigt und entmensch-
licht dargestellt wurden.

Sicherer Raum für Gespräche
Laut derHistorikerin hat es dies-
bezüglich bei den Lehrmitteln in
den letzten Jahren grosse Fort-
schritte gegeben. Trotzdem sei-
en die Schulen gefordert: «Na-
türlich schafft es eine Lehrperson
nicht, in der 4. Primar ein grobes,
mehrere Jahrhunderte altes ge-
samtgesellschaftliches Problem
zu lösen.»

Laut Alexandra Binnenkade
kann sie aber einen wichtigen
Teil dazu beitragen: «Sie bietet
einen sicheren Raum, um über
Rassismus und weitere Formen
der Ausgrenzung zu sprechen.»
Zudem könnten den Schülern
nebst demWissen über die Ver-
gangenheit und Gegenwart auch
dieMethodenvermitteltwerden,
richtig mit diesem Wissen um-
zugehen.

Über heikle Inhaltemussman reden
Rassismus in Basler Schulbüchern Die Lehrmittelforscherin und Historikerin Alexandra Binnenkade arbeitet für den Kanton.
An einem konkreten Beispiel zeigt sie, wie manmit problematischen Inhalten umgehen kann.

«Entdeckung Amerikas»: Kolorierter Kupferstich von Theodor de Bry. Foto: Imago/United Archives International

Jürg Meyer.
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